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Die schiefe Bahn vor Augen?
DIE LINKE in den Wahlen 2011

von Horst Kahrs

Am Ende des Wahljahres 2011 steht fest: Die Zeit 
der schnellen Wahlerfolge ist vorbei, eine Zeit 
harter Bewährungsproben im Wettbewerb mit an-
deren Parteien ist angebrochen. Was folgt daraus 
für die Politik der LINKEN?

Die sieben Landtagswahlen seit der Bundestagswahl 2009 führ-
ten teilweise zu drastischen Veränderungen in der Machtvertei-
lung. In Nordrhein-Westfalen, Hamburg und Baden-Württem-
berg fanden vollständige Regierungswechsel mit Machtverlust 

für Union und FDP statt. In Rheinland-Pfalz hat Kurt Beck jetzt 
einen grünen Koalitionspartner, in Berlin wird Klaus Wowereit 
statt mit der LINKEN mit der Union regieren. In Bremen, Sach-
sen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern wurden die von 
CDU bzw. SPD geführten Regierungen bestätigt. Im Bundes-
rat hat die Bundesregierung an Einfluss verloren, ohne dass 
sich dort eine oppositionelle Blockade-Mehrheit herausgebildet 
hätte. Die Union verliert drei Ministerpräsidenten. Die FDP im-
plodiert nach dem Wiedereinzug in die Hamburgische Bürger-
schaft und wird aus fünf Landtagen meist deutlich hinaus ge-
wählt. Umgekehrt gewinnen die Grünen drei Fraktionen hinzu, 
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sind nun in allen Landtagen vertreten, stellen erstmals einen Mi-
nisterpräsidenten und sind an zwei weiteren Landesregierungen 
neu beteiligt. Die SPD gewinnt zwei Regierungschefsessel und 
wird in einer dritten Landesregierung Juniorpartner.

Die auffälligste Veränderung ist die Kräfteverschiebung von 
der FDP zu den Grünen. Sie spiegelt sich ebenfalls in den bun-
desweiten »Sonntagsfragen« für den Bundestag wieder. Gleich-
zeitig erlebt »Rot-Grün« als Alternative zu »Schwarz-Gelb« ein 
mediales Comeback. Die SPD erscheint dabei politisch größer, 
als sie real nach Lage der Stimmen und Prozente ist. Immerhin 
konnte sie in Berlin den Angriff der Grünen auf ihre Position 
als führende Partei in einer rot-grünen Konstellation abweh-
ren. Zuletzt entschied sich die Berliner SPD ohne Einwände der 
Bundespartei gegen eine Koalition mit den Grünen und für eine  
Zusammenarbeit mit der Union. Festzuhalten ist auch: Trotz 
»Sarrazin-Debatte« und anderer rechtspopulistischer, zuletzt 
antieuropäischer  Stimmungs-
mache können extrem rechte 
Parteien in keinen weiteren 
Landtag einziehen, bleiben in 
Bremen und Mecklenburg-Vor-
pommern aber präsent. Bei der 
Berliner Wahl schafft mit der 
Piraten-Partei eine neue Partei 
den Sprung ins Abgeordnetenhaus und befindet sich seit dem 
auch bundesweit im demoskopischen Umfragehoch.

DIE LINKE hat sich in diesem Wahlzyklus mit seinen unter-
schiedlichen Konstellationen behauptet. Sie hat gewonnen, ver-
loren und stagniert.1 Auf jeden Fall teilt sie nicht das Schicksal 
der anderen Gewinnerpartei von 2009, der FDP. In Nordrhein-
Westfalen hat sie eine Fraktion hinzugewonnen, in Berlin eine 
Regierungsbeteiligung verloren. Über alle sieben Wahlen gese-
hen, kamen zehn Mandate hinzu, andere gewannen 70 wie die 
Grünen oder verloren 60 wie die Union oder 40 Mandate wie die 
FDP. Die Veränderung bei den Stimmenanteilen schwankt zwi-
schen plus 2,5 Prozentpunkten in Nordrhein-Westfalen und mi-
nus 2,8 Prozentpunkten in Bremen. Dagegen verliert die Union 
bis zu 20,7% (Hamburg) und gewann bis zu 2,4% (Rheinland-
Pfalz). Die Ergebnisse der SPD schwanken zwischen minus 9,9% 
(Rheinland-Pfalz) und plus 14,3% (Hamburg); die Grünen ge-
winnen bis zu 12,5% (Baden-Württemberg), die FDP verliert bis 
zu 5,8% (Berlin). An den sieben Landtagswahlen beteiligten sich 
rund 750.000 Wahlberechtigte mehr als zuvor. Die Union verlor 
rund 800.000 Stimmen, die FDP gut 350.000. Die Grünen ge-
wannen etwa 1,1 Mio. Stimmen hinzu, bei der SPD waren es un-
term Strich etwa 50.000 zusätzliche Wählerinnen. DIE LINKE 
erreichte ein Plus von rund 160.000 Stimmen.

In der politischen Bewertung der Wahlergebnisse für DIE 
LINKE überwiegen jedoch nicht diese Anzeichen für Stabili-
tät in Zeiten zum Teil großer Veränderungen, sondern die von 
Wachstumsschwäche und Misserfolg: Im Südwesten misslang 
der Einzug in die Parlamente deutlich. In Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern scheiterte der Anspruch, stärkste, 
auf jeden Fall aber regierende Partei zu werden, und in Berlin 
reichte es nicht für die Fortsetzung der rot-roten Koalition. Der 
politische Einfluss der LINKEN in den Ländern nimmt am Ende 
des Wahlzyklus ab. Gemessen an den eigenen Wahlzielen kann 

die Bilanz am Ende nur mit negativen Vorzeichen versehen wer-
den. Vor allem erhalten diejenigen Kräfte Auftrieb, die eine Zu-
sammenarbeit strikt verweigern, weil sie die parlamentarische 
Existenz der LINKEN im Westen und im Bund als eine Art vor-
übergehenden bedauerlichen Betriebsunfall der sozialdemokra-
tischen Erfolgsgeschichte betrachten. Während DIE LINKE in 
Nordrhein-Westfalen mit der Ansage, sie werde einen Politik-
wechsel nicht scheitern lassen, noch einmal erfolgreich war und 
sich in Hamburg bei einem sozialdemokratischen Erdrutsch-

sieg behauptet konnte, schei-
terte sie im Wechselwahlkampf 
in Baden-Württemberg deut-
lich. In der letzten Wahlkampf-
phase vermeldeten die Umfra-
gen, dass ihr Landtagseinzug 
unsicher sei, was einen erheb-
lichen Teil der linken Wähler-

schaft veranlasste, aus taktischen Gründen die Grünen zu wäh-
len. Gerät die Partei bei entsprechenden Wahlausgängen in 
Schleswig-Holstein im Mai 2012 und in Niedersachsen Anfang 
2013 weiter ins Abrutschen, wird sie sich womöglich bei der 
Bundestagswahl 2013 eines vergleichbaren Szenarios erweh-
ren müssen. Es wird also darauf ankommen, den eigenständi-
gen Weg bei einem Wechselwahlkampf zu bestimmen.

Bei den Wahlen in den ostdeutschen Ländern löste die Aus-
sicht auf einen Ministerpräsidenten der LINKEN keine beson-
dere mobilisierende Wirkung in der Wählerschaft für oder gegen 
DIE LINKE aus. In beiden Ländern herrschte keine Wechsel-
stimmung. Die Zufriedenheit mit den bestehenden Koalitionen 
war hoch, ein rot-rotes Bündnis, zumal unter Führung der LIN-
KEN, erhielt die geringsten Zustimmungswerte in den Vorwahl-
befragungen. Die SPD schlug mögliche rot-rote Bündnisse aus 
und setzte die Zusammenarbeit mit der CDU fort. Eine Zusam-
menarbeit mit der LINKEN birgt immer noch erhebliches Po-
tential zur Spaltung der sozialdemokratischen Anhängerschaft. 
Im Osten kommt die prinzipielle Weigerung der sozialdemokra-
tischen Führung hinzu, als Juniorpartner in eine linke Regie-
rung einzutreten.

In Ost und West trifft DIE LINKE somit auf unterschiedliche 
Hürden für ihre weitere parlamentarische Entwicklung. Für je-
den Landtagswahlkampf wird eine eigene Strategie gebraucht, 
die den landespolitischen Bedingungen angemessen ihre Rolle 
im Parteienwettbewerb bestimmt. DIE LINKE gilt nicht mehr 

Zum Thema:
Hasko Hüning/Gerd Siebecke: Wie weiter nach Erfurt? 

DIE LINKE beschließt ihr Grundsatzprogramm, in: 
Sozialismus 11/2011, S. 12ff.

DIE LINKE hat in diesem Wahlzyklus 
gewonnen, verloren, stagniert. Es 
überwiegen jedoch Anzeichen von 
Misserfolg.

Horst Kahrs ist Sozialwissenschaftlich, lebt in Berlin, arbeitet für DIE LINKE 
und vertritt hier seine persönliche Auffassung.

1 Die im Folgenden und in den Tabellen aufgeführten Zahlen stam-
men von der Forschungsgruppe Wahlen für das ZDF-Politbarometer. De-
taillierte Tabellen und Übersichten können angefordert werden bei horst.
kahrs@die-linke.de.
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als neue Partei, durch deren Wahl allein schon sich Protest ge-
gen die etablierte Politik ausdrückt. Diese Rolle dürfte nach dem 
Berliner Erfolg die Piraten-Partei übernehmen, der nicht nur die 
Aura des Neuen, sondern auch ein nichtprofessioneller, nicht 
zum Politikbetrieb gehörender Habitus zum Erfolg verhilft. DIE 
LINKE wird damit leben müssen, nunmehr zum Konzert der 
etablierten Parteien gezählt zu werden. Auch wird sie bei einer 
Wiederwahl stärker daran gemessen, was sie in der Vergangen-
heit für ihre WählerInnen erreicht hat und wie sie in den kom-
menden Jahren etwas erreichen will.

Auch für einen großen Teil der linken Wählerschaft zählt, 
was am Ende für sie dabei heraus kommt. Die jeweils angemes-
sene Antwort zu finden, ist eine 
wesentliche Voraussetzung, um 
im Westen die Sperrklausel zu 
überwinden und im Osten das 
Stimmenniveau zu halten. Um 
tatsächlich erfolgreich zu sein, 
wird es schließlich immer auch auf die Bundespartei ankom-
men. Gegen den Bundestrend bzw. ohne Rückenwind durch 
bundespolitische Themen sind, so die Bilanz 2011, Wahlerfolge 
auf Länderebene nicht möglich.

Chancen und Risiken der Wählerwanderungen

Der Blick auf die Wählerwanderungen 2011 gegenüber den Vor-
wahlen schärft den Blick für die strategischen Ausgangskonstel-
lationen. Die Wieder- bzw. Stammwählerschaft ist im Westen zu 
klein, um die Partei über die fünf Prozent zu hieven. Die Alters-
struktur der Wählerschaft führt zu hohen natürlichen Wähler-
verlusten. Ein besonderer Zustrom aus dem Potential der Nicht-
wählerInnen ist nicht zu erwarten. Der größte Wähleraustausch 
findet weiterhin mit der SPD statt.

Die »Haltequote«, der Anteil derjenigen WählerInnen, die er-
neut DIE LINKE wählten, lag im Westen bei etwa 45%, d.h. mehr 
als die Hälfte der WählerInnen gingen verloren. In Sachsen-An-
halt und Mecklenburg-Vorpommern lag sie mit 65% deutlich hö-
her, in Berlin dazwischen. Niedrige Wiederwählerquoten sind 
das Schicksal jeder neuen Partei, die sich aus der Wählerschaft 
anderer Parteien speist.

Die Wählerbindung zu stärken, zählt daher zu den wichtigs-
ten Aufgaben des Parteiaufbaus in der zweiten Phase, in der es 
darum geht, erste Erfolge zu stabilisieren und zu bestätigen. 
Eine niedrige Stammwählerquote bei steigender oder gleich-
bleibender Stimmenzahl belegt allerdings nicht nur eine hohe 
Abwanderung, sondern auch eine entsprechende Zuwande-
rung von neuen WählerInnen. Mit anderen Worten: DIE LINKE 
kommt als Alternative weiterhin in Frage.

Die Wählerbewegungen selbst lassen sich in drei große Grup-
pen unterteilen. Von großer Bedeutung sind die Verluste durch 
Tod. Allein in Berlin verstarben seit 2006 rund 17.000 Wäh-
lerInnen. Diese natürlichen Verluste konnten durch Gewinne 
bei Erst- und JungwählerInnen bei weitem nicht ausgeglichen 
werden. In Ost wie West verstetigte sich, mit Ausnahme der 
Hamburg-Wahl, die Tendenz, wonach DIE LINKE bei den über 
45Jährigen überdurchschnittliche Ergebnisse, bei den Jüngeren 
unterdurchschnittliche Ergebnisse erzielte und folglich von ei-

ner »natürlichen« Schrumpfung der Stammwählerschaft aus-
gehen muss.

Der Austausch mit den NichtwählerInnen bildet die zweite 
Hauptgruppe der Wählerwanderung. NichtwählerInnen bilden 
keine homogene Gruppe, ihre Parteipräferenzen bleiben oft-
mals bestehen, ihre Motive zur Wahlenthaltung sind sehr he-
terogen. In Hamburg verlor DIE LINKE 9.000 WählerInnen 
und gewann 5.000 von den NichtwählerInnen, in Berlin ver-
lor sie 14.000 und gewann 17.000. Wenn die Wahlbeteiligung 
sinkt, wie in Mecklenburg-Vorpommern, verlieren alle Parteien, 
mit Ausnahme der im Aufschwung befindlichen Grünen, an die 
Wahlabstinenten. Wenn wie in Sachsen-Anhalt oder Berlin alle 

Parteien von den Nichtwähle-
rInnen gewinnen, gilt für eine 
Partei im rasanten Abschwung 
wie die FDP das Gegenteil. Für 
die LINKE sind solche gegen-
läufigen Trends nicht ermittelt 

worden. Von der stark angestiegenen Wahlbeteiligung in Ba-
den-Württemberg profitierte DIE LINKE im Umfang ihres Ge-
samtergebnisses. Etwa zu 3% entschieden sich die ehemaligen 
NichtwählerInnen für sie. Die Nichtwählerschaft, das ist fest-
zuhalten, bildet kein herausgehobenes Wählerpotenzial für DIE 
LINKE, zumindest im Vergleich von Wahlen auf einer institu-
tionellen Ebene.

Die dritte Gruppe bildet der Austausch mit anderen Parteien. 
Betrachtet man die Bruttowanderungen, also die Verluste und 
die Gewinne, nicht nur ihre jeweiligen Salden, dann ist der Aus-
tausch mit der SPD am größten. In Baden-Württemberg gingen 
20.000 Stimmen an die SPD verloren und 19.000 wurden von 
ihr gewonnen, in Mecklenburg-Vorpommern glichen sich Ge-
winne und Verluste in Höhe von jeweils 13.000 aus und in Berlin 
wurden 13.000 WählerInnen an den ehemaligen Koalitionspart-
ner verloren und 15.000 von der SPD gewonnen. Zwei Ausnah-
men sind festzuhalten. In Baden-Württemberg gab es die mit 
Abstand größten Verluste an die Grünen: diesen 38.000 Stim-
men standen nur 5.000 Gewinne gegenüber. Hier setzten tak-
tische WählerInnen auf die sichere grüne Bank, nachdem der 
Einzug der LINKEN in den Umfragen wacklig geworden war. 
Die zweite Ausnahme bilden die Verluste von 13.000 Stimmen 
an die Piratenpartei in Berlin, die insbesondere von jüngeren 
LINKE-WählerInnen als linksorientierte, sozial eingestellte Pro-
testpartei wahrgenommen wurde. 

Partei im »sozialstaatlichen Lager«

Der große Wähleraustausch mit der SPD deutet darauf hin, dass 
DIE LINKE als Partei in einem »sozialstaatlich orientiertem La-
ger« mit der SPD wahrgenommen wird. Angesichts der Herkunft 
eines großen Teils der seit 2005 gewonnenen Wählerschichten 
wäre alles andere auch höchst erstaunlich. Vieles spricht da-
für, dass die BürgerInnen die Parteien weiterhin einem bürger-
lichen Lager (CDU, FDP) und einem linken Lager (SPD, Grüne, 
LINKE) zuordnen. So gibt es zum Beispiel im bürgerlichen La-
ger bis zu 80% Zustimmung für eine Flexibilisierung des Kün-
digungsschutzes, im linken Lager wird dies überdeutlich abge-
lehnt. Zeigt sich in politischen Streitfragen diese Blockbildung, 

Die Nichtwählerschaft bildet kein 
herausgehobenes Wählerpotenzial 
für DIE LINKE. 
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Tabelle 1: Die Wahlergebnisse im Frühjahr 2011 - Stimmenanteile im Überblick

Hamburg Sachsen-Anhalt Rheinland -Pfalz Baden-
Württemberg

Bremen Mecklenburg-
Vorpommern

Berlin

%  +/- %  +/- %  +/- %  +/- %  +/- %  +/- %  +/- 

Beteiligung 57,3 -6,2 51,2 6,8 61,8 3,6 66,2 12,8 55,5 -3,0 51,5 -7,6 60,2 2,2

CDU 21,9 -20,7 34,3 -1,3 35,2 2,4 39,0 -5,2 20,4 -5,2 23,0 -5,7 23,4 2,1

SPD 48,4 14,3 21,6 -1,7 35,7 -9,9 23,1 -2,1 28,6 1,9 35,6 5,3 28,3 -2,5

Grüne 11,2 1,6 6,7 4,4 15,4 10,8 24,2 12,5 22,5 6,0 8,7 5,4 17,6 4,5

LINKE 6,4 0,0 24,6 -0,6 3,0 0,4 2,8 -0,3 5,6 -2,8 18,4 1,6 11,7 -1,7

FDP 6,7 1,9 3,5 -4,1 4,2 -3,8 2,8 -0,3 2,4 -3,6 2,8 -6,8 1,8 -5,8

NPD 0,9 0,9 4,6 4,6 1,1 -0,1 1,0 0,3 1,6 1,6 6,0 -1,3 2,1 -0,5

Piraten 2,1 1,9 1,4 1,4 1,6 1,6 2,1 2,1 1,9 1,9 1,9 1,9 8,9 8,9

Tabelle 2: Veränderung der Stimmenzahl (Zweit-/Landesstimmen bei den Landtagswahlen 2011

 Gültige Stimmen CDU SPD Grüne FDP LINKE

Nordrhein-Westfalen -483.468 -1.014.806 -383.170 431.869 13.963 148.744

Sachsen-Anhalt 91.248 -3.702 20.857 38.805 -22.036 17.716

Rheinland-Pfalz 115.077 84.145 -132.560 207.078 -61.522 11.228

Baden-Württemberg 1.023.104 195.146 156.387 743.293 -159.210 17.947

Mecklenburg-Vorpommern -136.686 -78.381 -5.061 31.362 -59.497 -11.725

Berlin 78.862 46.966 -10.930 76.075 -77.668 -14.356

Summe 2011 1.171.605 244.174 28.693 1.096.613 -379.933 20.810

Anm.: HH und HB des Mehrstimmenwahlrechts wegen nicht vergleichbar. RLP Landesstimmen.

Tabelle 3a: Differenz Zweitstimmen Landtagswahl gegenüber Bundestagswahl 2009 absolut

 Wähler _innen CDU SPD Grüne FDP LINKE

Nordrhein-Westfalen -1.623.438 -429.778 -3.138 -4.669 -872.325 -354.187

Sachsen-Anhalt -209.219 -39.292 10.761 9.188 -86.254 -154.445

Rheinland-Pfalz -324.814 -109.013 145.827 76.518 -285.330 -149.126

Baden-Württemberg -478.301 69.431 101.396 450.534 -760.174 -249.937

Mecklenburg-Vorpommern -174.065 -130.512 98.644 11.163 -66.260 -126.008

Berlin -266.223 -52.188 65.042 -42.595 -171.600 -177.832

Summe (ohne HH, HB) -3.076.060 -691.352 418.532 500.139 -2.241.943 -1.211.535

HH und HB des Mehrstimmenwahlrechts wegen nicht vergleichbar. RLP Landesstimmen.

Tabelle 3b: Landtagswahl-Stimmen in von Hundert Bundestagswahl-Stimmen

 Wähler _innen CDU SPD Grüne FDP LINKE

Nordrhein-Westfalen 82,9% 86,2% 99,9% 99,5% 37,4% 55,2%

Sachsen-Anhalt 82,9% 89,2% 105,3% 114,9% 30,7% 60,3%

Rheinland-Pfalz 85,5% 85,8% 128,0% 136,1% 21,8% 27,3%

Baden-Württemberg 91,4% 103,7% 109,6% 159,6% 25,7% 35,9%

Mecklenburg-Vorpommern 80,3% 54,6% 168,7% 123,3% 22,2% 49,9%

Berlin 84,8% 86,7% 118,7% 85,8% 13,6% 49,0%

Summe (ohne HH, HB) 85,4% 89,8% 108,5% 121,5% 29,7% 49,0%

HH und HB des Mehrstimmenwahlrechts wegen nicht vergleichbar. RLP Landesstimmen.
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so »scheinen sich die Grünen insgesamt mehr und mehr in Rich-
tung der politischen Mitte zu bewegen«. Denn dass für Verän-
derungen und Innovationen im Land »vor allem der Einzelne 
zuständig« ist, teilen jeweils knapp die Hälfte der Parlamen-
tarierInnen von Union, FDP und Grünen, aber jeweils nur ein 
Drittel von LINKE und SPD.2 Stimmt die Beobachtung, dass der 
Wechsel zwischen LINKE und SPD einer sozialstaatlich orien-
tierten Wählerschicht ohne antikommunistisches Ressentiment 
relativ leicht fällt, so käme es für DIE LINKE nicht auf scharfe 
Abgrenzung gegen die SPD, sondern auf stärkere eigenständige 
Profilierung neben der SPD an. Für »bedrohte Arbeitnehmer-
schichten« (Neugebauer) und gewisse Schichten sozial Prekari-
sierter die klarere und entschiedenere Sozialstaatspartei zu sein, 
könnte dann wahlentscheidend sein. Zumal auch bei den Stim-
mengewinnen von Union, Grünen oder anderen Parteien, so-
weit Themen den Ausschlag für den Wechsel gaben, weit über-
wiegend Themen aus der Arbeitswelt und des Sozialstaats den 
Unterschied ausmachten, und kaum Themen, bei denen DIE 
LINKE »katholischer« als das Original, etwa als die Grünen 
beim Atomausstieg, sein wollte.

Eine neue Frage der Klasse?

Der Vergleich zwischen den Wahlen auf einer Ebene, den Land-
tagswahlen, liefert womöglich ein trügerisches Bild vermeint-
licher Stabilität in der Wählergunst. Denn zwischen den Ver-
gleichswahlen lagen, Ausnahme Hamburg, die Parteigründung 
im Juni 2007 und die Bundestagswahl 2009. Gemessen am Er-
folg 2009 und darauf gebauten Erwartungen sind die Wahler-
gebnisse 2010/11 in der Tat enttäuschend und Ausdruck eines 
klaren Abwärtstrends, wie er auch in Umfragen zur politischen 
Stimmungslage seit der ersten Hälfte 2010 seinen Niederschlag 
findet. Vergleicht man die Stimmen bei der letzten Landtagswahl 
mit den Stimmen bei der Bundestagswahl 2009, so erreicht DIE 
LINKE nur zwischen 27% (Rheinland-Pfalz) und 60% (Sachsen-
Anhalt) der Zweitstimmen bei der Bundestagswahl. Im Schnitt 
aller Wahlen in Ost und West waren das etwa 50%, während 
die Zahl der gültigen Stimmen über 80% betrug. Die FDP er-
reichte nur noch weniger als 30%, die Union lag etwas über dem 
Durchschnitt und SPD und Grüne erreichten trotz niedriger 
Wahlbeteiligung bei fast allen Wahlen mehr Stimmen als bei 
der Bundestagswahl. Diese Zahlen illustrieren die gleiche Kräf-
teverschiebung wie die Landtagswahlergebnisse selbst.

Für die Bewertung der Zahlen für DIE LINKE kommt es dar-
auf an, wie die Ausgangsbasis gewichtet wird: War das Bun-
destagswahlergebnis so gut oder das folgende Landtagswahler-
gebnis so schlecht? Die Demobilisierung der Wählerschaft der 
LINKEN setzte offenbar bereits bald nach der Bundestagswahl 
ein, denn schon in Nordrhein-Westfalen erhielt DIE LINKE im 
Mai 2010 nur noch 55% der Zweitstimmen der Bundestags-
wahl. Bei den Europawahlen, gut drei Monate vor der Bundes-
tagswahl, waren es aber noch weniger Stimmen. Es ist kaum an-
zunehmen, dass es so scharfe Wechsel in der Zustimmung zu 
einer Partei binnen weniger Monate gibt. Die Ursache besteht 
zu einem erheblichen Teil darin, dass viele WählerInnen den 
Wahlen auf unterschiedlichen institutionellen Ebenen ein un-
terschiedliches Gewicht zumessen. In der linken Wählerschaft 

ist der Anteil derjenigen relativ groß, die Bundestagswahlen 
noch für irgendwie bedeutsam halten, aber Wahlen zum Euro-
päischen Parlament, zu Landtagen oder Kommunalparlamen-
ten nicht ihrer Wahlbeteiligung für Wert erachten. Zumindest 
für größere Städte lässt sich sagen: Es sind insbesondere von 
sozialer Ausgrenzung bedrohte WählerInnen aus Vierteln mit 
hohem Anteil von Erwerbslosen, MigrantInnen und Sozialleis-
tungsbezieherInnen, die bei Wahlen auf unteren Ebenen schein-
bar nicht mehr zu mobilisieren sind.

Im Vergleich der Wahlbeteiligung auf unterschiedlichen ins-
titutionellen Ebenen hat eine sinkende Wahlbeteiligung in den 
vergangenen zehn Jahren ein klassenspezifisches Gesicht be-
kommen. Es sind vor allem die unteren Schichten, die sich aus 
dem Verfahren demokratischer Repräsentation verabschieden 
und auch für Formen direkter Demokratie oder Bürgerbetei-
ligung aus verschiedenen Gründen wenig bis gar nicht zu be-
geistern sind.3 Wenn diejenigen, die auf feste Regeln in der Ar-
beitswelt und auf sozialstaatliche Leistungen am dringendsten 
angewiesen wären, gar nicht mehr wählen gehen, schwindet 
der mit dem allgemeinen Wahlrecht verbundene massende-
mokratische Impuls, der zum Auf- und Ausbau des modernen 
deutschen Sozialstaates maßgeblich beigetragen hat. Politik-
wissenschaftler sprechen hier dann von einer »Repräsentati-
onslücke«.

Für DIE LNKE offenbart sich hier ein strukturelles Problem: 
Von einem Teil ihrer Wählerschaft, man kann es auf ein Drittel 
der Bundestagsstimmen schätzen, wird sie nur als bundespo-
litische Kraft wahrgenommen. Dieser Teil, für den DIE LINKE 
ihre politischen Projekte auch und vor allem entwickelt, bleibt 
bei Landtagswahlen zu Hause, was wiederum Rückwirkungen 
auf die bundespolitische Ausstrahlung der Partei hat. Auch der 
bürgerliche Sieg beim Hamburger Schulentscheid 2010 zeigt 
dieses Phänomen. Zu der sich ausbreitenden Erfahrung der so-
zialen Ausgrenzung und der politischen Abkopplung, wonach 
im politischen Betrieb eben nicht jede Stimme gleich zählt, wo-
nach es auf »unsereinen« ohnehin nicht ankommt – hierzu ge-
lingt es der LINKEN bisher nicht, eine erfolgreiche Strategie zu 
entwickeln. Hier Mobilisierungserfolge zu erzielen und zu ver-
stetigen, dürfte für den Ausbau eines eigenen Wählermilieus, 
das nicht immer wieder von Wahl zu Wahl konstellations- oder 
thementaktisch in Konkurrenz zu anderen Parteien gewonnen 
werden muss, maßgeblich sein. Erfolge sind auf diesem Feld 
nur langfristig zu erzielen, wenn die Fragen der symbolischen 
und habituellen Repräsentanz und der praktischen Durchset-
zung von Verbesserungen aus der Sicht der WählerInnen posi-
tiv beantwortet werden. Beide Aufgaben sind nicht einfach. Er-
folgreiche Durchsetzungsstrategien leben davon, dass dort, wo 
DIE LINKE vertreten ist, also gerade auch auf Ebene der Länder 
und Kommunen Verbesserungen populär durchgesetzt werden 
können. Repräsentanz lebt davon, dass sich die WählerInnen 
im Habitus, in der Sprache und in den Positionen des Gewähl-
ten wiedererkennen.
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Abstand zum Alltagsbewusstsein?

Bedenklich stimmt hinsichtlich dieser spezifischen Repräsen-
tationsfunktion für von Ausgrenzung bedrohte Schichten, dass 
DIE LINKE inzwischen weitgehend als Teil des etablierten Poli-
tikbetriebes wahrgenommen wird. Glaubt man jüngsten Befra-
gungen, so gilt auch für linke PolitikerInnen »die herausragende 
Erkenntnis (…), dass Bürger und Politiker in völlig unterschied-
lichen Wertewelten leben«.4 In einer repräsentativen Befragung 
wurden ParlamentarierInnen auf Bundes- und Landesebene so-
wie WählerInnen nach ihren »fünf wichtigsten Werten« aus 18 
Vorgaben befragt. Für die PolitikerInnen der LINKEN rangier-
ten »Gerechtigkeit« (96%), »Toleranz« (85%), »Ehrlichkeit« 
(46%) sowie »Zuverlässigkeit« und »Aufrichtigkeit« (je 38%) 
obenan, für die LINKE-Wählerschaft »Gerechtigkeit« (61%), 
»Respekt« und »Ehrlichkeit« (je 52%) sowie »Familie« und 
»Toleranz« (je 46%). In der Summe aller Werte waren die Ab-
weichungen  zwischen linken 
ParlamentarierInnen und be-
fragten WählerInnen am größ-
ten (207 Punkte), gefolgt von 
Grünen (163) und SPD (159), 
am nächsten waren sich Uni-
ons-Abgeordnete und Wähle-
rInnen (Differenz 95 Punkte). Diese Ergebnisse sprechen nicht 
dafür, dass die ParlamentarierInnen der Linken besser als an-
dere wüssten, wie ihre WählerInnen »ticken« und was ihnen 
wichtig ist.

Die Politikwissenschaftler halten fest: »Auf Seiten der Wähler 
werden Werte wie Treue, Pünktlichkeit, Freundschaft und Loy-
alität in den Vordergrund gestellt, die von den Politikern deut-
lich weniger stark präferiert werden. Dafür betonen Abgeord-
nete aller Parteien politisch-ideologisch besetzte Begriffe wie 
Toleranz und Gerechtigkeit viel stärker, als es dem Bedeutungs-
empfinden ihrer Wähler entspricht. Die Politiker lieben es offen-
bar ›abstrakt‹, die Bürger denken in Kategorien von Nähe und 
Pragmatismus.« Und weiter: »Denkbar ist, dass es sich um ein 
Phänomen der politischen Klasse handelt: Parteipolitiker präfe-
rieren in ihrer Rolle konventionelle Werte, von denen sie glau-
ben, dass sie in der öffentlichen Wertschätzung hoch angesehen 
werden. Bürger und Wähler dagegen präferieren eher Alltags-
werte, die das unmittelbare menschliche Zusammenleben prä-
gen und bestimmen.«5 Offensichtlich stehen die Parlamentari-
erInnen der LINKEN genauso oder gar stärker in Gefahr, am 
Alltagsbewusstsein der WählerInnen vorbei zu kommunizieren 
und Authentizität einzubüßen – schlechte Voraussetzungen, um 
von der Politik tief enttäuschte Wählerschichten davon zu über-
zeugen, dass Repräsentation durch linke Parlamentsvertrete-
rInnen eine lohnende Sache ist.

Die Abwendung vom Politikbetrieb speist sich aus zwei re-
alen Veränderungen: der Verselbständigung von Parteien und 
ParlamentarierInnen zu einer politischen Elite, deren Durch-
lässigkeit für RepräsentantInnen aus dem Volk deutlich abge-
nommen hat, deren Verfasstheit durchaus als populärwissen-
schaftliche Bestätigung des »ehernen Gesetzes der Oligarchie« 
(Robert Michels) betrachtet werden kann, und die Selbstent-
machtung der Politik durch die jahrzehntelange Abgabe von 

Entscheidungsverantwortung an die »Weisheit« der anonymen 
»Märkte«. Genauso wie es Regeln für die Märkte braucht, benö-
tigt der demokratisch-repräsentative Politikbetrieb, könnte es 
von links heißen, neue institutionelle Regeln, die der Verselb-
ständigung entgegen wirken und die Anbindung an die vielen 
Lebenswelten der WählerInnen stärken. Zu denken wäre an ein 
Verbot der Parteispenden von Unternehmen und die Begren-
zung der Höhe von Privatspenden, wie es bereits im Programm 
der LINKEN steht; oder an die Begrenzung der Mandate auf 
zwei oder drei Legislaturperioden mit Ausnahme von Direkt-
mandaten; oder an die Nichtbesetzung von Mandaten entspre-
chend dem Anteil der NichtwählerInnen und die Ausschüttung 
der ersparten Gelder an internationale Hilfsprojekte.

Welche Regelungen von links letztlich stellvertretend popula-
risiert werden, ist nicht so entscheidend wie das Ziel: die Wieder-
herstellung der Institutionen demokratischer Repräsentation in 
Zeiten, in denen die Regierung in Richtung eines autoritären, eu-

ropäischen Kapitalismus mar-
schiert und aus der sozialen 
Mitte der Gesellschaft, aus der 
aktiven Bürgerschaft, der Ruf 
nach mehr direkter Demokra-
tie und Beteiligung laut wird, 
um ihren Interessen punktu-

ell gegenüber den Gewählten und den Netzwerken aus großen 
Lobbyisten und Ministerialdemokratien stärker Geltung ver-
schaffen zu können.

Die Große Krise und linker Antikapitalismus – 
nur ein grandioses Missverständnis?

Seit der Bundestagswahl 2009 haben sich nicht nur die par-
teipolitischen Konstellationen für DIE LINKE geändert, etwa 
weil die SPD ebenfalls wieder auf der Oppositionsbank sitzt. 
Gleichzeitig haben sich ausgehend vom Herbst 2008 erhebliche 
Verschiebungen in der öffentlichen Debatte bis ins Alltagsbe-
wusstsein hinein ergeben: Kapitalismuskritik ist berechtigt, not-
wendig und derzeit im Feuilleton wie auf den Wirtschaftsseiten 
chic. In Europa ist Deregulierung weitgehend out, Regulierung 
und eine ordentliche Portion staatlicher Einfluss werden wie-
der allgemein nachgefragt. Mindestlöhne, »Lohnuntergrenzen« 
sind kein Teufelszeug mehr. Mit anderen Worten: DIE LINKE 
hat auf ganzer Linie recht gehabt. Aber sich in Zeiten allgemei-
ner Verunsicherung auf das Experiment einer neuen Gesell-
schaftsordnung einlassen, das vertraut der Linken auch kaum 
jemand an. Da setzt man doch mehr auf die bewährten Kräfte. 
Hat sich nicht die korporatistische Krisenstrategie von Regie-
rung und Gewerkschaft bewährt? Wurde nicht das Versprechen, 
dass Sparguthaben, Lebensversicherungen und Riester-Renten 

Die Lücke zwischen politischen Vor-
haben, Lebenswelt und Handlungs-
bedingungen muss dringend ge-
schlossen werden.

2 Ulrich von Alemann/Joachim Klewes/Christina Rauh: Die Bürger sol-
len es richten; in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Nr. 44-45/2011, S. 25-32, 
hier S. 31f.

3 Vgl. hierzu die empirischen Befunde von Johanna Klatt in: Johanna 
Klatt/Franz Walter: Entbehrliche der Bürgergesellschaft? Sozial Benach-
teiligte und Engagement. Bielefeld 2011.

4 Alemann u.a., a.a.O., S. 26
5 Alemann u.a., a.a.O., S. 26-28.
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sicher seien, gehalten? Die Sicherung der eigenen Zinsansprü-
che gegenüber der griechischen, portugiesischen, spanischen, 
kurz anderen Volkswirtschaft, die Verwiesenheit und Hoffnung 
auf korporatistische Rettungsmaßnahmen für den eigenen Ar-
beitsplatz, das sind gerade in der Krise vermeintlich gute Ar-
gumente, um der LINKEN fern zu bleiben, die in ihrer analy-
tischen und politischen Ansprache wohl nur unzureichend zu 
erkennen gibt, mit diesen lebensweltlichen Sorgen vertraut zu 
sein – und behutsam vorzugehen, denn offensichtlich handelt 
es sich um hochkomplexe und wenig übersichtliche Wirkungs-
zusammenhänge.

Nun, in der neuen Krisenstufe, kommt hinzu, dass die Krise 
überall in Europa herrscht, nur in der deutschen Volkswirt-
schaft noch nicht, also von den Regierenden vieles richtig ge-
macht wurde. Derartige Mechanismen der Krisenverarbei-
tung, gepaart mit Antikapitalismus, haben Richard Detje und 
andere treffend als »addressatenlose Wut« von Vertrauensleu-
ten beschrieben.6 Es ist davon auszugehen, dass entsprechende 
Formen des Alltagsbewusstseins weit verbreitet sind. Die Kri-
senlösungsstrategien siedeln 
fachlich und sprachlich noch 
viel zu sehr auf der Ebene der 
ExpertInnen und Regierungs-
konferenzen und viel zu we-
nig in der sozialen Lebenswelt 
und ihren Handlungsmöglich-
keiten, als dass von ihnen eine 
oppositionelle, alternative Sog-
wirkung ausgehen könnte. DIE LINKE wird von ihren Wähle-
rInnen nicht gebraucht, um die Banken- und Finanzwelt zu re-
gulieren, sondern um ihr soziales und gemeinsames Eigentum 
in der Krise zu bewahren: Arbeit, Einkommen, Verkehr, Schu-
len, Sozialstaat, Gesundheit. Und sie wird gebraucht, um im so-
zialen Alltag Handlungsmöglichkeiten und Adressaten zu fin-
den. Diese Lücke zwischen politischen Vorhaben, Lebenswelt 
und Handlungsbedingungen müsste dringend geschlossen wer-
den, um eine stärkere WählerInnenbindung zu erzielen.

Eine strukturelle Schwäche im Parteiaufbau

Die Fragen von Repräsentanz und politischer Kommunika-
tion führen somit zu einem dritten und letzten Aspekt, der in 
dem zurückliegenden Wahlzyklus offenbar wurde. Hinter dem 
Charakter als bundesweite Parlamentspartei mit starker Ab-
hängigkeit von medial vermittelter Politik, hinter einer hohen 
Affinität zur Event-Politik und permanenten Wahlkampfmobili-
sierungen traten die Anforderungen eines stetigen Parteiaufbaus 
als Mitgliederpartei zurück, was sich dann gerade bei Wahlen 
auf Landes- und Kommunalebene bemerkbar macht.

Der Weg zu einer stärkeren Wählerbindung führt aber un-
weigerlich über die Mitgliederpartei. Mitgliederparteien cha-
rakterisiert eine auf mittlere Sicht (nach)wachsende Mitglied-
schaft, die sich selbst als Partei in vierfacher Weise fordert: als 
eine lernende Organisation, als Ort praktischer Solidarität, als 
sozialer Akteur und als politischer Akteur.7 

Eine Mitgliederpartei transportiert Alltagsbewusstsein und 
Lebenswelt in die Partei und bildet so ein Korrektiv gegen die 

Gefahr der Umfragehörigkeit. Eine Mitgliederpartei entwickelt 
zudem Handlungsmöglichkeiten, Strategien der Veränderung 
und der Aneignung der eigenen Lebensumstände im sozialen 
Feld selbst. Denn das Verständnis linker Parteien als Mitglie-
derparteien gründet auf der Annahme, dass politische Verän-
derungen durch gesellschaftliche Veränderungen, soziale Kräfte 
und politische Auseinandersetzungen im vorparlamentarischen 
Raum, jenseits des politischen Systems im engeren Sinne, vorbe-
reitet und getragen werden. Veränderungen, deren Reichweite 
über das politische System hinausgehen, kommen nicht aus dem 
politisch-parlamentarischen System. Meistens werden Verän-
derungen dort nur ratifiziert, manchmal geburtshelferisch be-
schleunigt. Die Potentiale und Kräfte der Veränderung entste-
hen an ganz unterschiedlichen Stellen der Gesellschaft und in 
ihrem Wechselspiel. Organisationen und Parteien, die als poli-
tische Akteure nur im politischen System verankert sind, werden 
von der »dialektischen Entfaltung der Beziehungen« im »poli-
tischen Körper des Kapitalismus« immer wieder überrascht und 
an den Rand gedrängt werden.8 

Die Partei als politischer 
und sozialer Akteur im Unter-
schied zu anderen Parteien – 
das ist die Frage nach ihrer Fä-
higkeit, zusammen mit anderen 
neue Räume, Sichtweisen, Ho-
rizonte zu erschließen, in de-
nen die praktische Erfahrung 
wächst, dass man etwas ändern 

kann, dass man sich Teile der eigenen alltäglichen Lebensbedin-
gungen aneignen kann. Damit einher geht eine erweiterte Sicht-
weise: Es gilt nicht mehr nur oder vor allem zu fragen, wo Er-
werbslose, Niedrigverdiener, Prekäre und andere die »Opfer« 
herrschender Verhältnisse und Politik, also Objekt sind, sondern 
ebenso zu fragen, wo und wie sie zum sozialen Subjekt werden 
können und was eine linke Partei dazu beitragen kann.

Mit der Piraten-Partei sind die Rituale des Politikbetriebes, 
die Verfahren demokratischer Politik wie Offenheit, Transpa-
renz, Beteiligung, Lernfähigkeit auf die Tagesordnung gesetzt 
worden. Diese Fragen berühren große Teile der linken Wäh-
lerschaft auf andere Weise ebenfalls. Die Wiederaneignung der 
Politik, der öffentlichen Angelegenheiten, die öffentlich sind, 
weil sie alle angehen, durch diejenigen, deren Interessen syste-
matisch übergangen oder ausgegrenzt wurden, das ist, jenseits 
wechselnder thematischer Zuspitzungen, der Lebenszweck einer 
linken Partei. Davon hängt dann auf Dauer nicht nur die parla-
mentarische Existenz und Stärke ab, sondern auch ihre Authen-
tizität und politische Eigenständigkeit. Das Wahljahr 2011 hat 
gezeigt, dass noch ein Stück Weg zu bewältigen ist.

Es gilt nicht mehr nur zu fragen, wo 
die »Opfer« sind, sondern wie sie 
zum sozialen Subjekt werden kön-
nen und was eine linke Partei dazu 
beitragen kann.

6 Richard Detje/Wolfgang Menz/Sarah Nies/Dieter Sauer: Krise ohne 
Konflikt? Interessen- und Handlungsorientierungen im Betrieb – die Sicht 
von Betroffenen, Hamburg 2011.

7 Vgl. hierzu Horst Kahrs: Mal wieder die Organisationsfrage; in: LUXEM-
BURG, Heft 4/2011.

8 Vgl. David Harvey: Den antikapitalistischen Übergang organisieren. 
Hamburg 2010 (Supplement der Zeitschrift Sozialismus 11/2010), S. 12f.
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